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1.

Änderungen im Gerichtswesen.

Durch die V erordnung des A. 0 .  K. vom ö  AIai

1. J ., V. Bi. Nr. 58 werden die Zivilgeriehtshöfe in 
den Gouvernementstädteu in ihrer früheren Verfas­
sung wieder lurgestellt . Die Gernenidegenchfce wer­
den den Fnedensgcrichten gleichgestellt und dadurch 
dir Wirkungskreis erweitert, A uch  die bisherigen 

Gemeiudegerichte werden fortan die historische B ezei­

chnung „ Friedensgericht“ tiihren.

A ls zweite Instanz für die F 'uedeusgnnchte wird 

iii jedem  Kreise um Kreisgericlit bestellt. JLfciff 
Rechtsmittel gegen Entscheidungen der Gerichtshöfe 
entscheidet das Berufungsgericht des Miiitärgeneral- 

gouveruements.

In alieu diesen GenchtsinstauZeu ist die Beteili­

gu ng  von A ngehörigen  des Landes au der R echtspre­
chung vorgesehen. Die k. u. k. A) liitürverwaltuug 
räumt der einheimischen B evölkeruug einen viel 
weiteren Wirkungskreis in der Ausübung der R echts­

pflege ein, als dies vorher in Friedenszeiteu der Fall 

war. Sie g ibt damit dem Volute einen neuerlichen B e­

weis dires I ertrauens. Die BevöJicerUug soll durch

ihre zum Richteratnte berufenen Vertreter vollen 
Einblick in die Rechtspflege und die Gewiiilieit erlan­
gen, da fei in diesen Einrichtungen nur das W ohl des 

Landes und die S ich eru ng  uubeeinflül.iter Ge recht irr- 

keit rnaügebend ist. fliese Ü berzeugung dürfte übri­
gens schon die bisherige W irksamkeit der Gerichte 
zur Zeit  der Okkupation allgemein gefestigt haben.

Die M ilitärverwaltung erwartet, dal.i das von ihr 
bekundete Vertrauen von der Bevölkeruug mit glei­
chem Vertrauen erwidert werden wird Sie zählt d a ­

rauf, daß die zum Richteramt Berufenen bereitwillig 
und vertrauensvoll mit den staatlichen R.chtern zum 

Wolila des Landes Zusammenwirken werden. Behufs 

Besserung und Festigung der Yormundschaftspflege 
wird die Justiz bald auoh an weitere Kreise der Bevölke­
ruug mit der A ufforderung  zur Mitwirkung herantreten.

2

Kundmachung betreffend die Aufnahm e von Einheim i­

schen zur k. u. k Gendarmerie in den besetzten 

Gebieten Polens.

Die k. u. k. M ilitärverwaltung in de.n besetzten 
ü ebieteu  Polens hat die Heranziehung treivullig sich
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meldender E inwohner des Okkupationsgebietes zum 
Gendai m-riedienste m diesem Gebiete genehm igt.

Dieser freiwillige Eintritt S$t — da die k. u. k. 
Gendarmerie in den b e s e t z t e n  G e bi e t ,en Polens c m  

integrierender Bestandteil des k. n. k Heeres ist —  

dem zufolge AI lerhöchster Entschliessmig vom 1. 

Oktober 1914 bewilligten freiwilligen Eintritt in die 
k u. k bewaltnete Macht gleichzuhalten.

1. Bedingungen fü r die Aufnahme.

a). Volle Kriegsdiensttaugiichkeit und ein A l ­
ter zwischen 3 0  uud 130 Jahren,

b). gerichtliche Unbescholtenheit,

c). Kenntnis der polnischen Sprache in W o r t  

uud Schrift, wobei Bewerber, welche auch der deut­
schen Sprache mächtig sind, vorzugsweise berücksich­
tigt werden,

d). lediger Stand oder kinderloser W itwerstand,

e). Verpflichtung, mindestens vier Jahre bei der 

Gendarmerie in den besetzten Gebieten Polens aktiv 
zu dieueu.

Minderjährige bedürfen zum freiwilligen Eintritt 
der Zustim m ung des Vaters oder Vormundes, welche 

schriftlich erklärt und von der Gem einde bestätigt 

sein muss.

2. Gebührenbestimmungen;

Die A ufnahm e erfolgt zunächst au f (1 Monate; 

nach dieser Probezeit erfolgt  die Übersetzung zur 

Geudai merie.

Die A nfangsgebühreii betragen —  nebst dem sys- 

temisierheu Etappenrelutuin (derzeit 3 K. 1% h täg ­

lich)— 2 K 74 h. an D öhnung und 1 K. 20 h. an 
Feldzulage pro Tag.

Jeder Bewerber hat brauchbare Bekleidung, Be- 

Sohuhung und W äsche mitzubringen, erhält aber in 

weiterer Folge ärarische Montur, Schuhe und R üs­
tung,

Jedem Gesuche ist nebst den sonstigen O r ig in a l­
dokumenten (Taufschein, Schulzeugnisse e t z j  auch ein 

vom Bewerber eigenhändig gesellriebener Revers in 

deutscher oder polnischer Sprache folgenden Inhaltes 
beizulegen:

R  E  V  E  n  s

Ich Verpflichte mich fü r  den F a ll m tiner

A ufnahm e in die k. u. k G endarm erie fü r  die 

'besetzten Gebiete Polens bei d iese> tlendnim erie  

wenigstens d e r  J oh n  aktir zu dienen.

Datum  l nterschrifr:

J /nagen.

D ie  Aulnahinsgesuclie der Bewerber haben ins 

längstens 30. Juni PJlb beim Kreiskommando einzu­

langen.

Die V ufgenommenen unterstehen v o n  Tage 
ihres E,.drittes zur Gendarmerie den militärischen 
Strafgesetzen und 1 )isziplinarvorschriften in gleicher 

W eise  wie die A ngehörigen  des k. u k. Heeres.

3. 

K u n d m a c h u n g ,  

betreffs Ab fuhr von Getreide.

Durch wiederholte K undm achung ist allgemein 
und jedermann bekannt, dass ab Ende Feber 191(1 

bis zur kommenden Erntji per K o p f  der, B evölkerung 
‘P  K orzec Brotgetreide und per Pferd 3 Korz. 1 Lufti­
ge b uhren.

1 -Der Frühjahrsanbau ist längst beendet und es 
ist dem Kreiskommando bekannt' dass noch beträcht­
liche Mengen an Getreide, Sidbst im ungedrosclienui 
Zustande, in den einzelnen Meierliöleu und W irt ­

schaften lagern. Das Kreiskommando hat auch > int 
1 Eiste der Namen Jener, che Getreide bei sich g eb or ­

gen haben.

Das Kreiskommando fordert die Produzenten 

h.eimt m Ihrem eigenen Diteresse" auf alle,' IJoer- 
schüsso, die sich nach A b zu g  irüher genannter Gfde'ihr 

ergeben, ehestens an das nächstgelegene Getiv ide- 
insigazin zur A bfu hr  zu bringen, w e i l  sie von nun an 

ohne Rücksichtnahme retpliriert werden und dmn 

Produzenten blos die Hälfte der HöchsLpteise Pur die 
requirierte Frucht ausbezahlt werden wirr

4,

Schutz der Felder, W iesen und Obstgärten,

Zum Schutz der augebauten Felder, Wiesen und 

Obstgärten werden folgende A nordnungen  erlassen:
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I. Feldschäden.

Verboten ist:

1.) Das Befahren und Betreten angebauter 
Beider und W iesen aus anderen als wirtschaftlichen 
Gründen.

2.) Das W eiden  von \ ieh auf angebauten F e l­

dern und au f solchen Wiesen, welche sich zur He.uge- 
winnung eignen. Vieh, welches auf Feldrainen weidet, 
muss an einer Leine geführt werden.

3.) Das freie Hinaustreiben der Bierde, Kühe, 

Schweine und Gänse etc. au f W eiden  ohne besondere 

Aufsicht.

4.) Das Ausmähen unreifen Getreides zu Füt- 

terungszwecken oder in bösw illiger A bsicht, sowie das 
flecken weise Ausinähen von Gras au f W iesen, ent ge ­

gen den Gesetzen einer rationellen Heugew Innung.
*

5.) Die B eschädigung angebauter F elder  oder 

Wiesen in böswilliger A bsicht oder aus Fahrlässigkeit.

6 .) Die B escnädiguug der in Gärten oder an 
den Ltrassen wachsenden Obstbäume, sowie das Ile- 
rausziehen der zum Schutze dieser Baum e angebrach­
ten Pflöcke.

7.) Die B eschädigung von Einfriedungen der 

Gärten, Wiesen und "Felder oder die Beschädigung 
der Wassergräben und Feld grenze ü .

Ö , insbesondere wird die Schonung der Ölfrüchte 

wie R aps und Mohn jedem  zur Pfhcl t gemacht.

il. Ve itilyung des Unkrautes

1.) V uu den Unkräutern ist besonders die 

Ackerdistel die Ursache der Verunkrautung von Feld 
und W iesen . Sie wächst in Unmengen auf den F e ld ­

raine u und ihre Samen werden vorn W inde kilo­
meterweit enttragen.

Jeder Landwirt ist verdichtet nicht nur seine ■ 
Felder und W iesen, sondern auch alli Feldrain. ,

\\ ildlisieren und Strnssengräben, welche an Seinen Be­

sitz grenzen, frei Von jedem  Unkraut, zu halten.^ins­
besondere aber die Ackerdistel zu vernichten.

Dasselbe gilt auch von Kleeseide, deren Aus­

breitung aul den eigenen und die Übertragung au f 
fremde Felder, durch Ausmähen und Bedecken mit 

Erde oder Ausbrenneii verhindert werden muss.

2.^ Die Verbreitung von Rost ist zu verhindern

und diefXährpilanzeri tles Rostpilzes zu vertilgen Zu 

diesen zählen in erster Linie die Berbe.rizu, die Och­

senzunge und die Beinwitrz.

3.) Beim Vubau müssen die Felder sorgfältig 

von Quecken gereinigt werden. Verqueokte "Felder lie­

fern den Beweis einer nachlässigen Bodenbearbeitung 
und wird das Kreiskommando solche Nachlässigkeit 

ahnden.

4.) Jeder Bezitzer ist verpflichtet ..seine Obst­
bäume von Ungeziefer«und Raupen zu reinigen.

Die Übertretungen dieser Verordnung werden 

insofern sie nicht Merkmale schwerer zu ahndenden 

Delikte tragen,.-: nach Massnahmen der V dg  des

0 .  0 .  K. vom  1(J.(S. 1U15 Z. 3U V. Bl mit Geldstrafe 
bis !2<i00 Kronen oder Arrest bis (i Monate, bestraft. 

AuKsordem ist der Schuldige verpflichtet dem Beschä­
digten Schadenersatz zu leisten.

Die k. u. u Gendarmerie und Finanz, nie land- 
w'rtschafslichen Sekretäre, idie W ojte  und Sottyse ha­

ben aut die strenge Durchführung dieser Verordnung 

zu achten und j> de Übertjetung oder Nachlässigkeit 

zur Anzeiue zu bmiiivn.O o

5.

Lebensversicherung.

Der wechselseitigen Versicherungsgesellschaft in 
Krakau wurde die B ew il l igung  zum Betriebe der 

Lübensversicherungsgeschäfte im ( »kkupationsgebiote 
erteilt. In  Luuiui w ild  eine Zahlstelle errichtet werden

6 .

Wiederaufnahm e der Tätigkeit der „Land virtsc lia ftl 

Gese llschaft” und der „Landw irtschaft!. Bodenkredit­

ge se llschaft".

Der land wirtsolia.ltl. Geätdlscluit in Polen und 

der landwirtschaftl. Budenkreditgesellschaft 1 n Po'feti 

wurde die Wiederaufnahme ihrer 'Tätigkeit im öster.- 
ung. Okkupationsgebiete bewilligt

7.

Herausgabe von Kriegsgut

Gelegentlich der im Bereiche dieses Kreises



4. Nr. 10.

stattgefuudenen Kümpfe hat sich die B evölkerung 
viel, teilweise hfirutaliegendes, teilweise zurüokgelas- 

seues K riegsgut angeeignet.

Es sind bereits mehrere Verordnungen und 

K undm achungen verlautbart ■ worden, in welchen 

dringendst zur A blie ferung  solcher Gegenstände auf­

gefordert wurde.

D er  unbefugte Besitz von W affen, M um tionsge- 

genstäuden und Sprengstoffen  wird als Verbrechen 

geahndet. Der unbefugte Besitz anderer Kriegsmate­
rialien (Spaten, Beilpicken, Kochapparate, Feld fla­
schen, Stacheidralit, Decken, Betten, etz.) wird vom 

k. ,u. k. Kreiskommando gemäss v dg. des A .  0 .  K. 
vom 10.8. 1015 Nr. 30. mit Arrest ois zu sechs M o­

naten oder Geldstrafe bis 2.000 Kronen bestraft. *

Die Bf völkerung wird ernstlich ermahnt, die in 

ihrem Besitze befindlichen S riegsmaterialien im W ege  
der Gemeinden oder der k. u. k Gendarmerieposten 

dem k. u. k. Kreiskommando abzulifefern.

Die freiwillige "Ablieferung vor erfolgter Bean­

standung hat die Nachsicht der Strafe zu Folge.

Die k u. k. Geüdarmerieposte.n - Koinmandeu, 

W ö jte  und Softyse werden liiemit beauftragt, diese 
Kundm achung weitgehendst zu verbreiten und die 

Bi völkerung vor der bucht zu vermeidenden strengen 

Bestrafung zu warnen.

8.

Verordnung des Armeeuberkom m andanten vom 22 Ap ril

1916,

betreffend das Sp iritu s- und Branntweinm onopol und 

die Bekämpfung der Trunksucht.

A u f  Grund der Mir kraft Allerhöchsten Oberbe­

fehles übertragenen Befugnisse der obersten Zivil- und 
M ihtärgew ait fiude Ich für die in österreichisch-unga­
rischer Militärverwaltung stehenden Gebiete Poleus 

(Okkupationsgebiet) anziiordiien, v\ ie folgt:

I. Abschnitt

Sp iritu s und Branntweinm onopol.

§ 1.
E i n f u h r -  U u d  A b s a t z  m o u o p o i .

Dir Einfuhr von Spiritus und Branntwein in das 
Okkupationsgebiet und der Ybsatz von Spiritus und 

Branntwein in diesem Gebiete sind der k. u. k. Militär- 
Verwaltung Vorbehalten.

Unter Spiiiu is  werden alle gebrannten alkohol­
haltigen Flüssigkeiten, unter Branntwein alle solche 
Elüss gkeiten verstanden, die sich mit oder 'ohne Z u ­

satz zum Getränke eignen.

§ *•
A  u s n a h m e n  v o m  M ü n o p o 1 e.

Das Militärgeneralguiivernöment k.um durch 

Verordnung bestimmen, dal.i die Einfuhr und der A b ­
satz hi'scnnmtor Arten von Spiritus oder Branntwein 
v om  Unwahr und Absatzrnouopole allgemein ausge­

nommen kt» oder einzelnen Personen auf Uir A nsu ­
chen bewilligt werden kann.

§ Ii-
E i n f u h r  u n d  A  u s f u h r.

Die Einfuhr von Spiritus oder Branntwein in 

das Okkupationsgebiet durch dis k. u. k. Militärvexv 
waltuug ist zollfrei.

Die Einfuhr für die in § 4, Punkt 1, 2, 3 und 6, 
der Z o l lordnu ng  (Verordnung des Arm eeoberkom - 

maiidanten vom 31. Mai 1315, Nr. 15 V.-Bl.) bezei- 
ohneteu Zw ecke unterliegt keiner Beschränkung.

Die Ausfuhr von Spiritus oder Branntwein aus 
dem Okkupationsgebiete ist verboten. Ausnahmen von 

diesem Verbote werden vom MilitargtsiieralgoiiVö'rnc-Ö P5
m ent oder Von den hiezu durch W ru rdm uig  des Mih- 

tärgeiiei-algouveruemeuts besonders erm ächtigten  Or­

ganen bewilligt.

§ 4.
E r m ä c h t i g u n g  z u m  A b s ä t z e  v o n  

S p i r i t u s  o d e r  B r a n n t w e i n .

Zum  Absätze von Spiritus oder Branntwein kön­
nen einzelne Personen von der k. u. k. Militärverwal­

tung durch Erteilung der Konzession zum Spiritus­
oder Branntweinhandei nach Maügabe des IL. A b ­

schnittes ermächtigt werden

Die Konzession ersetzt auch die Eiukaufsbewilh- 

gu n g  4 der Verordnung des Arm eeoberkom m audan- 
teu vom  15. Dezem ber lü l ö ,  Nr. 47 V.-Bl.).
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§ ö-
F r e i s b e s 1i rn m u 11 g.

Die Preise für den Verschleiß von Spiritus oder 
Branntwein werden durch Verordnung des Militär- 
generalgouvcrneurs festgesetzt. Die nacli § 2 vom

vbsatzmonopole allgemein ausgenommenen Arten von 
Spiritus oder Branntwein können von der Preisbestim­
m ung ausgenommen werden.O D

Das MiLitärgeneralgouvornemeat bestimmt die 
Preise, zu denen der 'Erzeuger den Spiritus oder 
Branntwein der k. u k. M ilitärverwaltung abgebeno  ©
muß, sowie -die Preise, zu denen ihn die k. u. k. Mili­
tärverw altung den Händlern überläßt. Die letzteren 

Preise sind für Branntwein in G old  zu entrichten; 

das Mititärgeimrafgouvernemeut kann 111 rücksiohts- 

wiirciigeu Fallen eine andere A rt der Z ah lu n g  bcwil-  

Ligeu.

A lle  indirekten A bgaben  von der E rzeugu n g  
oder vom Absätze des durch die k. u. k. Militärver­

w altung eingetührteu oder erworbenen Spiritus oder 
Branntweines sind aufgehoben.

11 Anschnitt.

GewerberecntiicSie Bestimmungen.

§ 6 .

K o n z e s s i o ii s b e h ö r d e, K o n z e s s i o n  s- 
u r k u n d e.

Zum  Handel mit Spiritus oder Branntwein ist 

eine B ew illigung  (Konzession) des Kreiskommandos 
notwendig, m dessen A m tsgebiete  der Betrieb statt- 
nnden soll.

Die Konzession kann auch für den Handel mit 
bestimmten Arten von Spiritus oder Branntwein oder 
ti.r bestimmte Arten des Gewerbebetriebe^ erteilt 

werden,

insbesondere:

1. für den Handel mit solchen Arten von Spiri­
tus oder Branntwein, deren A bsatz  vom M onopole der 

k. u k. M il.tärverwaltung ausgenommen ist (§ 2),

2. iür den Handel mit solchen Arten von Spiri­
tus oder Branntwein, deren A bsatz unter daä Monopol 
der k. u k. Miliärverwaltuug fällt  v§ -i),

3. für den Aussohank von Branntwein oder für 

eleu Handel mn Branntwein in Mengen von weniger 

als lüul L tern.

"Über die B ew illigung  wird eine Urkunde (K on ­

zessionsurkunde) ausgestellt.

§ 7.
K  o n z e * s i o n s i n h a b e r.

D ie -K onzess ion  wird nur durchaus verläßlichen 

und unbescholtenen Personen ie;r teilt, die e!ine entspre­

chende allgemeine und kaufmännische Bildung besit­
zen.

Der Betrieb des Gewerbes durch einen Pächter 

ist verboten. Der Betrieb durch einen Stellvertreter 

auf R echnung des Kotizessionsiiihabe-rs bedarf der 
G enehm igung des Kreiskommandos Der Stellvertreter 

muß den Voraussetzungen des ersten Absatzes ent­

sprechen.

Nach dem Tode des Konzessioosinhabers kann 

das Gew erbe für R echn u n g  der W itw e, die mit ihm 

bis zum Tode in gemeinsamen Haushalte gelebt hat, 
während des Witwimstandes odeT für R echnu ng  der 

erbberechtigten minderjährigen Deszendenten bis zur 
E rreichung der Gxoßjähngkeit  auf Grund der frühe­

ren Konzessionsurkunde fortgelülirt werden; dem 
ivreiskommando ist hievon die A nzeige  zu erstatten 
und, nach Erfordernis, em im Sm ne des vorhergehen­
den Absatzes geeigneter Stellvertreter namhaft zu 
maclien.

§ 3.
B  r a n n t w e i u a u s s c h a n k.

Die .Konzession zum Ausschanke von Brannt­
wein fci, Punkt 3; wird nur solchen Bewerbern er­
teilt, die in demselben Lokale auf Grund sonstiger 

Gew erbeberechtigungen auch die Verabreichung von 

Speisen und den Ausschauk anderer Getränke betrei­

ben.

Die im ersten Absätze bezeiohneteii Gastwirte 
können zum Genusse im Gastlokale Branntwein in 

unverschlossenen Gefäßen bis zm M enge von höch­
stens *eiiie.m Achtelliter verkaufen.

Im ü b r i g e n  darf Spuitus oder Branntwein nur 
in handelsüblich verschlossenen Gefäßen und nicht 

zum Geuusüe im Verkaufslokai§ selbst verkauft werden.

§ 9.
B e t r . e b s s t ä t t e .

A u f  Grund deiselben Konzession kann der Spi- 
riuus- oder Brauutweiuhaudel nur in nuferer Gemeinde
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und  nur in den in der Konzessionsurkunde bezeich- 
neten Betriebsstätten ausgeübt werden.

Bei Übersiedlung innerhalb derselben Gemeinde 

ist dem Kreiskommando, wenigstens eine W oehe vor 
Eröffnung des Betriebes in de.r neuen Betriebsstätte, 

die A nzeige  zu erstatten. B.U "Übersiedlung des ßrannt-  
weinaussohankes (§ 8j bedarf der G enehm igung des 
Kreiskoinmandos.

§ 10.
A r t  u n d  U m f a n g  d e s  B e t r i e b e s .

Die Konzessionsurkunde bestimmt die A rt  und 
den U m fang  des Betriebes, insbesondere die in ij <1 

unter 1, 2 und 3 beze 'chneten Betriebsarten, und ob 
die W are nur an Händler oder auch unmittelbar an 

Konsumenten abgegeben  werden darf.

§  11-

B e h ö r d l i c h e  A u f s i c h t .

Der Betrieb des Spiritus- oder Branntw einhan­

dels ist unter amtliche A ufsicht gestellt.

Den zur A usübu ng  dieser Aufsicht berufenen 

Organen ist der Eintritt in die Gewerberaume, deren 
Durchsuchung, sow it die Hinsicht in die Geschäfts­

bücher und sonstigen A ufzeichnungen  über den Spiri­

tus- oder Branutweiuhandel freigestellt.

Der Kreiskommandant kann verfügen, da,ß Be­

triebsstätten, in denen der Handel mit Branntwein 
ausgeübt wird, an bestimmter Tagen oder zu bestimm­

ten Stunden geschlossen werden müssen.

§ 1"2.
V e r b o t e n e  A r t e n  d e s  A b s a t z e s .

Die V erw endung von Automaten zum Absätze 

von Branntw ein ist verboten.

Niohtllussige Stoffe, die ausschließlich zur Her­
stellung von Branntw ein bestimmt sind, dürfen nur 

an ditj zur Branntweine.rzeugung befugten C iwerbe- 

treibeuden verkauft werden. Das , Feilhalten solcher 
Stoffe in allgemein zugänglichen Geschaltslukaleu ist 

verboten.

§ 13-
A p o t h e k e  ü.

D er Verkauf bestimmter Arten von Spiritus 

oder Branntw ein über ärztliche \ erSchrAbung im 

Betriebe von A potheken  wird durch die Vorschr. 'ten

dieses A bschnittes moh berührt

A pothrker  sind zum A bsätze  der nach den Sa- 

nitätsvorschriffcan zum Verkaufe in A pot lu k en  zugelas­
senen Arten von Spiritus oder Branntw ein ohne Er­
teilung einer Konzession gemäß § 4 ermächtigt.

TU. Abschnitt.

Privatrechtliche Bestimmungen.

§ 14.
N i c h t k l a g b a r k e i t  v o n  Z e c h  s c  h u  I d e n .

Forderungen aus dem Verkaufe von Branntwein 

sowie von anderen geistigen Getränken an den K o n ­

sumenten sind nicht klagbar, wenn der Schuldner zur 
Zeit  de. Entstehung der späteren F orderung  eine 
frühere Schuld derselben Art an denselben Gläubiger 

nicht bezalüt hat,

Forderungen tür die v lederholte Verabreichung 

der im ersten A bsätze  bezeichneten G etränke au ei­

nen Gast während seines ununterbrochenen A ufent­
haltes in der Gastwirtschaft oder während seiner 

B eherbergung in demselben Gasthause gelten als ein­

heitliche Forderung.

Die Gem äß Absatz  1 nicht klagbaren Zechschul- 
den können auch nicht gegen Forderungen des Schuld­

ners aufgerechnet werden.

§ ( 4 '  :
U n g ü l t i g k e i t  v o n  V e r t r ä g e n .

Ungültig  sind:

P fand- und Bürgsciiaftsvertrage zur Befestigung 
der nach £ 14 nicbtklagbaren Forderungen;

Arbeitsvertrage, verm öge deren dem Arbeitneh­

mer auf R echn un g  des Lohnes gebrannte geistige 
Getränke verabreicht werden.

IV  Abschnitt.

Stra frech tliche  Bestimmungen.

§  IG .

V e r a b r e i c h u n g  g e i s t i g e r  G e t r äu k e a n  
U n m ü n d i g e  u n d  T r i n k e r

Verboten .st:

1. beim Ausschanke geistiger Getränke oder 
beim Handel mit diesen Getränken einem Unmündi­
gen ein geistiges Getränk zum eigenen Genüsse zu 

Verabreichen oder verabreichen zu lassen,
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2 einem Unmündigen geistige Getränke von

.solcher A rt oder in solchen Mengen oder so häufig  zum 
eigenen (Jenasse zu verabreichen oder verabreichen 

zu lassen, daß ihr Genuß die (Gesundheit, oder körper­
liche Entw icklung des Unmündigen gefährden kann,

3. einen seiner A ufsicht oder Obhut unterste­
henden U nm ündigen geistige Getränke von solcher 

A rt oder in solchen Mengen oder so häufig geniefieu 
zu lassen, daß ihr Genuß die Gesundheit oder körper­
liche E ntw ick lu n g  des Unmündigen gefährden kann,

4. einem offenbar trunkenen ein geistiges G e­
tränk zu vera b re ich en  oder verabreichen zu lassen.

§ 17.
V e r b o t  d e r  V e r a b r e i c h u n g  g e i s t i g e r  

G e t r ä n k e  a n  b e s t i m m t e  P e r s o n e n .

Das Kreiskom m audo und auf Grund seiner E r ­
m ächtigung der Gem eindevorsteher können das Ver­
bot erlassen, bestimmten Persoueu geistige Getränke 
zu verabreichen. Da» Verbot wird innerhalb seines 

Geltungsbereiches in ortsüblicher W tise  verlautbart.

§  IB .

U m g e h u n g  d e r  N i c h t k l a g b a r k e i t  v o n  
Z  e c h s o h u 1 d e u , A  b s c h 1 u Li u n g ü l t i g e r  

V e r t r ä g e .

Verboten ist:

1 sich vom Schuldner einer nach § 14 mclit-
klagbareu Forderung, von dessen Familienangehörigen, 
vom  Pfaiidbestelh-M' oder Burgen (§ 1. >/ eine Urkunde 

ausstelleu zu lassen, die keinen oder einen unwahren 
Verpriiehtuiigntitei enthält und eine U m gehung der 
Nichtklagbarkeit, der Unzulässigkeit der A ufrechnung 
oder der Ungültigkeit  der P laud- oder Bürgschatts- 

bfcStelluiig bewirken soll.

2. sich die E rfü llung einer niehtklagbaren 

Forderung aus dem \ erkaute geistiger Getränke 
durch Verpfändung der Ehre, eidlieht .oder eine ähn­

liche Beteuerung versprachen zu lassen;

3. mit einem Arbeitnehmer eiuen A rbeitsver­

trag abzusohlielien, der nach § lü  ungültig  ist.

§ 10.
S t r a f k o m p e t e n z u n d  S t r a f  a u s m a h

l bertretuugen dieser Verordnung oder einer 

auf Grund derselben erlassenen Vorschrift werden Vom

Kreiskommaudo —  soferne die Handlung nicht unter 

eine strengere Strafbestimm ung f ä l l t — mit Geldstrafe 

bis zu fünftausend Kronen oder mit Arrest bis zu 
sechs Monaten bestraft.

Neben der Freiheitsstrafe kann Geldstrafe bis 
zu dreitausend Kronen verhängt werden.

V. Abschnitt.

Allgemeine und Schlußhestimmuneen,

§ 20 .

E r m ä c h t i g u n g  z u  1) u r o h  fii h r u n g s  ra a ß- 

n a h m e n.

Der Militärgeueralgouverneur ist ermächtigt, 
alle Verordnungen zu erlassen und alle Einrichtungen 

zu schaffen, die zur Durchführung des Spiritus- und 
Branntw einm ouopols  n otw en d ig  sind.

§ 21 .
Z w a n g s m a l i i i a l i  me n .

Die Konzession zum Handel mit Spiritus oder 
Branntw ein kann jederzeit entzogen werden.

Sie muli mitzogen werden, wenn die Voraus­
setzung der \ erlui.iliohkeit und Unbescholtenheit des 
Kunze.ssionsiuhabers wegfällt  oder beim Betriebe diese 
Verordnung oder eine auf Grund derselben erlassene 

Vorschrift trotz wiederholter B estrafung und behör­

dlicher Mahnung nicht eiugehalten wird

Zur Sicherung des Erfolges kann das Kreiskoru- 

inando die BetViebsStätte zwangsweise schließen und 
die Beschlagnahme der Waren verfügen.

§ 22.

U 0 e r g  a n g  s b ö s t i in in u 11 g  ö n

Die im Okkupationsgebiete vorhandenen, zur 
\ 1 räul.ierung bestimmten und nicht durch die k. u k. 
Militärverwaltung eiugeführten oder erworbenen Vor­

räte an Spiritus und Branntwein können ohne Er­

m ächtigung der k. u k M il.tärverwaltung nur bis 16 
Mai 1‘J Iö  aogesetzt werden, soferne sie mellt vor die­

sem i 'age be.m Kreiskommaudo, in dessen A m tsge­
biete sie lamern, angemeldet werden.

0 7 0

Die A nm eldu ng wird bescheinigt.

Nichtaugemeldete Vorräte werden tn.it dem lf». 

Mai 1316 von Kreiskommaudo als verfallen erklärt.

A ngem eldete  Vorräte können ohne Ermächti­
gu ng  der k. u. k. Militärverwaltung bis 1. Juli l J l ü
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abgesetzt werden Die bis dahin nicht abgesetzten 
Vorräte werden von der k u k. M ilitärverwaltung 

zu den vereinbarten oder zu jenen Preisen übernom­
men, zu denen der Spiritus oder Branntwein den 

Händlern überlassen wird (§ F>, Absatz  2).

ln bezug aut nie an ersten Absatze bnzeiohneten 

Vorräte können die nach den Landesgesetzen einge­
henden indirekten Steuern durch V erordnung des 

Militärgeneralgouverneurs bis zum Betrage von hun­
dert Prozent des Steuersatzes erhöht werden..

Personen, denen die Ausfuhr eines bestimmten 

Spiritus- oder Branntweinvorrates aus der Monarchie 

bewilligt wurde, können diesen Vorrat bis zum 15 
Mai lü l l i  einführen. Die betreffenden Vorräte unter­
lieg. n nach der E.utuhr den Vorschritten dieses Para­

graphen.

§ 23

B e s t e h e n d e  f - i f e w e r b e r e o h t e .

D tr  Handel mit den in § 22 bezeichneten Vor­

räten so w ie 'd e r  Handel mit jen er  Arten von Spiritus 
oder Branntwein, die vom  Absatzm onopole  ausgenom­

men sind (§ 2)', kann ohne Erwirkung der in § 6 vor- 
geschricbenen Konzession 'erfolgen, wenn der Händler 

beim lnkrafttreti n dieser Verordnung hiezu au f Grund 
früher erworbener Gcwerberachte befugt war.

§  2-1.

A  u f h e b u n g  ä l t e r e r  V o r s o h 1 l f  f e  n .

Die russischen Vorschriften über die in dieser 

V erordnung geregelten Gegenstände insbesondere die 

G ew ährung von Vergütungen bei der Ausfuhr von 
Spiritus oder Branntwein sind aufgehoben.

A u f  Steuerrückvergütungen findet der erste 

A bsatz  keine A n w end u n g .

§ 25.
W  i r k s a m k e i t s b e g i n  u.

Diese V erordnung tritt mit dem 1. Mai 191 ß in

Kraft.

Erzherzog Friedrich, FM., m. p.

per R. u. R. KraisRoynynattäa)?!:

A D O L F  S C H A L L E R - n  p
O b e r s t .


